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Kurzfassung 

1 Einführung 

Die Auflösung des RGW und die Transformation  der Planwirtschaften haben die wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen in ganz Europa verändert. In der ehemaligen Sowjetunion1 hat die Öffnung  zu 
einer schockartigen Veränderung der relativen Preise und Wettbewerbsbedingungen geführt.  Den 
Unternehmen der EU öffnen  sich neue Bezugs- und Absatzmärkte mit großem Potential; gleichzeitig 
erfahren  sie auch neue Konkurrenz. Für die Wirtschaftspolitik innerhalb der EU und in den Trans-
formationsländern  ergeben sich damit neue Chancen und Herausforderungen.  Die EU und vor allem 
die Bundesrepublik Deutschland haben aufgrund ihrer bereits vor dem Systemumbruch - auf niedrige-
rem Niveau - gepflegten Handelskontakte relativ gute Perspektiven bei der Erschließung der neuen 
Märkte. Dem steht ein erhöhter Kosten- und Preis Wettbewerb gegenüber. 

Die Untersuchung der Verflechtung beider Wirtschaftsräume beschäftigt sich zunächst mit der 
Handelspolitik der EU. Sodann wird das Potential für einen weiteren Ausbau der Handelsbeziehungen 
analysiert und geprüft,  bei welchen Gütergruppen die komparativen Vorteile der GUS-Länder liegen. 
Aufgrund starker Vernachlässigung in der Zeit der Planwirtschaft  sind der Dienstleistungshandel und 
die Direktinvestitionen besonders wichtig für die Lösung systembedingter Probleme in den Trans-
formationsökonomien; sie werden zum Abschluß dieses Kapitals näher betrachtet. Neben den außen-
wirtschaftlichen Effekten  hat die vertiefte Arbeitsteilung zwischen der GUS und der EU jeweils auch 
- unterschiedlich starke - binnenwirtschaftliche Konsequenzen. Die Analyse behandelt - für beide 
Wirtschaftsräume getrennt - zunächst makroökonomische, dann sektorale Wirkungen. Sie konzentriert 
sich im Falle der GUS auf die Wachstumseffekte  der Öffnung.  Für die heutigen Mitgliedstaaten der 
EU werden insbesondere die BeschäftigungsWirkungen beleuchtet. 

2 Analyse der Außenwirtschaftsbeziehungen 

Anders als gegenüber den OME-Ländern wurde im Rahmen der EU-Handelspolitik  gegenüber  den 
GUS-Mitgliedern  keine Freihandelszone für Industriegüter auf den Weg gebracht; Verhandlungen 
darüber sollen im Jahr 1998 beginnen. In den nicht-präferentiellen  Partnerschafts-  und Kooperations-
abkommen, die die EU inzwischen mit fast allen GUS-Ländern (bis auf Tadschikistan und Turkmeni-
stan) abgeschlossen hat, wird als handelspolitischer Kernpunkt die - vorher bereits praktizierte -
Meistbegünstigung vertraglich gesichert. Andererseits gibt es aber auch zaghafte Ansätze einer 
einseitig stärkeren Marktöffnung  der EU, die jedoch nicht Folge der Abkommen sind, sondern auf 
der Einbeziehung dieser Staaten in das Allgemeine Präferenzsystem (APS) der EU beruhen. Die im 
APS autonom gewährten Zollzugeständnisse nehmen jedoch nicht - wie bei den Europa-Abkommen -

1 Die vorliegende Untersuchung erstreckt sich auf die Republiken der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten 
(GUS), insbesondere auf Rußland, Weißrußland, die Ukraine und Kasachstan. 
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stufenweise zu, sondern werden im Zeitverlauf bei zunehmender Wettbewerbsfähigkeit  der Anbieter 
abgebaut bis hin zum völligen Entzug jeglicher Präferenzierung.  Durch dieses System der Graduie-
rung verlieren die Länder der GUS ab 1998 einen großen Teil der im Durchschnitt auch jetzt häufig 
nur geringen Zollentlastungen. Trotz der jetzigen oder - nach Implementierung der Uruguay-Runde -
künftigen Freiheit von Meistbegünstigungszöllen für viele Produkte bleibt durchaus ein Spielraum für 
die Zollentlastung zollpflichtiger Fertigwarenexporte der GUS-Mitglieder, die der EU um so leichter 
fallen könnte, je geringer das Gewicht dieser Länder bei diesen Produkten auf dem EU-Markt ist. 

Eine nachhaltige Liberalisierung des Zutritts zum Industriegütermarkt der EU kann aber sicher nur 
bei Gegenseitigkeit in Angriff  genommen werden. Insofern erscheinen die für 1998 in Aussicht 
gestellten Verhandlungen über eine Freihandelszone als angemessener Weg. Allerdings sollte ange-
sichts der Langwierigkeit derartiger Verhandlungen dafür Sorge getragen werden, daß die durch das 
APS geschaffenen  Löcher in den Zollmauern der EU nicht ab 1998 im Zuge der Graduierung wieder 
gestopft werden. 

Die Entwicklung  der  Außenhandelsverflechtung  der EU mit den Ländern der GUS konnte zwar mit 
den Vergleichswerten für die assoziierten Staaten Ostmitteleuropas nicht Schritt halten, war aber 
deutlich auf Intensivierung gerichtet. In Deutschland konnte allerdings der Anstieg der westdeutschen 
Exporte den Einbruch bei den ostdeutschen Lieferungen nicht ausgleichen. Unter der Bedingung, daß 
sich die politische Situation in den GUS-Ländern stabilisiert, der Transformationsprozeß  weitergeht 
und sich in Wachstumserfolgen niederschlägt, besteht noch ein erhebliches Potential für eine weitere 
Intensivierung des EU-Handels mit diesen Ländern. Die Höhe dieses Potentials hängt - neben der 
Entfernung - vor allem vom Pro-Kopf-Einkommen der Handelspartner ab. Die Schätzungen für die 
GUS-Mitglieder streuen allerdings gerade hier besonders stark. Bei sehr vorsichtiger Schätzung des 
gegenwärtigen BIP-Niveaus in den Ländern der GUS ist das Handelspotential Deutschlands bereits 
ausgeschöpft, während sich für Frankreich, Großbritannien, Spanien und Schweden ein Nachholbe-
darf  bei den Exporten in diese Region errechnet; bei einer höheren Schätzung für das BIP-Niveau in 
der GUS besteht auch für Deutschland noch ein erhebliches Handelspotential. Rußland, der größte 
Handelspartner der EU in der GUS, kann auch in Zukunft wegen seines reichen Rohstoffangebots 
hohe Handelsbilanzüberschüsse gegenüber der EU erwirtschaften,  was aber mit der Gefahr einer 
weiteren realen Aufwertung des Rubels und entsprechender Verschlechterung der preislichen Wett-
bewerbsfähigkeit  des russischen verarbeitenden Gewerbes verbunden wäre. 

Das Spezialisierungsmuster  der  UdSSR  bzw.  der  GUS ist nach wie vor durch eine ausgeprägte inter-
sektorale Arbeitsteilung gekennzeichnet. Extrem hohen komparativen Vorteilen im Bergbau und bei 
Rohstoffen  stehen leichte komparative Nachteile in der Landwirtschaft  und im verarbeitenden 
Gewerbe gegenüber. Innerhalb des verarbeitenden Gewerbes weisen die einzelnen GUS-Länder vor 
allem in den ressourcenintensiven Branchen komparative Vorteile auf. Diesen stehen in den for-
schungsintensiven Branchen entsprechende komparative Nachteile gegenüber. 

12 



Bislang ist das Marktpotential für  Dienstleistungen  in der GUS kaum ausgeschöpft. Zu den wirk-
samen Handelshemmnissen zählen dabei nicht nur die explizit politisch gewollten, sondern auch die, 
die sich in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion "institutionell" aus dem Fehlen einschlägiger 
spezialisierter Fähigkeiten, aus Unzulänglichkeiten des Bankenwesens sowie aus Schwächen der Tele-
kommunikation wie auch generell der gesamten Infrastruktur  de facto ergeben. Die dennoch zu 
beobachtende Ausweitung des Dienstleistungshandels ist nicht nur eine Folge der Liberalisierung in 
diesem Bereich, sondern auch und vor allem der Liberalisierung des Warenhandels wie der Kapital-
märkte. Gesamtwirtschaftlich liegt der zentrale Beitrag unternehmensbezogener Dienstleistungen in 
der Katalysator-Funktion für den Export von Endprodukten und Anlagen. 

Für westeuropäische Unternehmen mit Standorten in den GUS-Ländern ist noch nicht zu beobachten, 
daß Dienstleistungsanbieter ihren güterproduzierenden Kunden ins Ausland folgen, sich also der ver-
stärkten Ausfuhr von Waren die Ausfuhr von Diensten zeitversetzt anschließt. Auf mittlere Sicht wird 
sich jedoch auch in den Volkswirtschaften der Transformationsländer  eine "Tertiarisierung" des 
Außenhandels vollziehen. Hier bieten sich Chancen für die Exportwirtschaft  Westeuropas. Diese 
Durchdringung der Märkte und die schrittweise Liberalisierung schaffen  für EU-Anbieter zunehmend 
auch Möglichkeiten für den Bezug preisgünstiger Vorleistungsinputs im Dienstleistungsbereich. Künf-
tig werden vermutlich die östlichen Anbieter eher verstärkt grenzüberschreitend tätig sein, während 
westliche Unternehmen vor allem durch Direktinvestitionen im Absatzgebiet präsent sein werden. 

Die bisherigen ausländischen  Direktinvestitionen  in den GUS-Ländern bewegen sich auf vergleichs-
weise geringem Niveau und trafen weder die Erfordernisse  noch die Erwartungen vor Ort. Die 
Gründe für das Ausbleiben ausländischer Direktinvestitionen im gewünschten Umfang sind nicht in 
allen betroffenen  Ländern identisch. Im allgemeinen sind sie jedoch - nach weitgehender Stabilisie-
rung und deutlichen Fortschritten bei der Liberalisierung - Ausdruck einer nur schleppend vorankom-
menden Privatisierung, unzulänglicher unternehmensbezogener Infrastruktur  und verschiedentlich 
auch der Ungewißheit über die weitere politische Entwicklung. Generell werden für Rußland und die 
anderen untersuchten GUS-Mitglieder neben der Rechtsunsicherheit überwiegend als schlecht empfun-
dene wirtschaftliche Rahmenbedingungen, mangelnde Produktivität und Relikte der alten planwirt-
schaftlichen Strukturen als entscheidende Hemmnisse für mehr Investitionen aus dem Ausland ge-
nannt. Potentielle ausländische Investoren in GUS-Ländern sind nicht primär an präferentiellen  An-
reizsystemen interessiert; vielmehr ist ihnen an der Gleichbehandlung mit Inländern gelegen - vor-
ausgesetzt, es gibt ein stabiles rechtliches Umfeld. 

Zumindest im Falle Rußlands war der Zugang zu einem großen Potential preisgünstiger Arbeitskräfte 
für im Lande bereits engagierte Investoren offenbar  weniger relevant als der Zugriff  auf Roh- und 
Brennstoffe.  Aber diese Ausrichtung verliert an Bedeutung, die branchenmäßige Differenzierung  setzt 
sich fort.  Die Belieferung des lokalen Marktes dominiert als Investitionsmotiv. 
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